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Diskussionspapier von BMFSFJ und BMI fiir ein

Demokratiefordergesetz

Die Bundesrepublik Deutschland ist ein weltoffenes Land mit einer starken, wehrhaften
Demokratie. Unser Grundgesetz garantiert allen Menschen ein Leben in Wirde und
Freiheit, mit Gleichheitsrechten und der Achtung ihrer Menschenrechte. Die Grund-
pfeiler der Demokratie in Deutschland sind keineswegs selbstverstandlich. Sie missen
immer wieder von Neuem mit Leben erflllt, gelebt und gelernt, gestarkt, geschutzt und
gefordert werden. Deutschland braucht demokratisches Engagement sowie uber-
zeugte Demokratinnen und Demokraten.

Die Bundesregierung ist entschlossen, die Demokratie in Deutschland als Gesell-
schaftsform und Form des Zusammenlebens weiter zu gestalten, sie zu schitzen und
fur aktuelle Herausforderungen (z. B. Globalisierung, Migration, Klimawandel, Digitali-
sierung) zu starken.

Die Gestaltung und Forderung der Demokratie ist aber nicht allein staatliche Aufgabe,
sondern ein gemeinsames Anliegen des Staates und einer lebendigen, demokrati-
schen Zivilgesellschaft. Die Demokratie lebt von den Menschen, die in ganz Deutsch-
land ihre Interessen in den verschiedenen Institutionen der reprasentativen Demokra-
tie vertreten oder sich in zahlreichen Initiativen, Vereinen und Organisationen flr ein
vielfaltiges und gewaltfreies Miteinander einsetzen — im Bereich der Demokratieforde-
rung und -starkung, der politischen Bildung, der Gestaltung von Bildungschancen so-
wie bei der Auseinandersetzung mit und der Pravention von Extremismus, Rassismus
und Demokratiefeindlichkeit.

In den vergangenen Jahren hat insbesondere die rechtextremistische Bedrohung im-
mer weiter zugenommen und sich in einer Vielzahl schrecklicher Straf- und Gewaltta-
ten niedergeschlagen. Rechtsextremismus, Rassismus und Antisemitismus sind
ebenso ein Angriff auf unser gesellschaftliches Miteinander wie Antiziganismus, Islam-
und Muslimfeindlichkeit, Antifeminismus, Queerfeindlichkeit und weitere ldeologien
der Ungleichwertigkeit sowie Diskriminierungen. Durch sie wird das friedliche Zusam-
menleben in unserem Land in besorgniserregender Art und Weise beschadigt. Neue
Herausforderungen sind durch die Corona-Pandemie entstanden. Die Verbreitung von
Verschworungsideologien, eine sich zunehmend radikalisierende Szene gegen die 6f-
fentlichen Corona-MalRnahmen, die neue Bundnisse zwischen radikalisierten Milieus
schafft, aber auch Hass und Hetze im Internet sowie multiple Diskriminierungen neh-
men immer weiter zu.
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Die Bekampfung jeder Form von Extremismus und Demokratiefeindlichkeit ist daher
ebenso wie der Schutz unserer freiheitlichen demokratischen Grundordnung fir die
Bundesregierung eine gesamtgesellschaftliche und dauerhafte Aufgabe von zentraler
politischer Bedeutung.

Der Staat kann zivilgesellschaftliches Engagement nicht erzwingen, er kann es aber
mit guten Rahmenbedingungen fordern und ermdglichen. Der Bund steht dabei in ei-
ner besonderen Verantwortung, da die zu beobachtenden demokratie- und menschen-
feindlichen Phanomene nicht lokal oder regional begrenzt sind, sondern bundesweit
und zum Teil international auftreten, sodass auch die Antwort darauf Uberregional sein
muss. Zudem richten sich diese Phanomene gegen die vom Grundgesetz geschutzte
Grundordnung und die gemeinsamen Werte, die die Bundesrepublik als Ganzes aus-
machen.

Um sowohl den gesellschaftlichen Entwicklungen als auch der Situation der zivilgesell-
schaftlich engagierten Menschen Rechnung zu tragen, sollen daher mit einem Demo-
kratieférdergesetz im Rahmen der verfassungs- und haushaltsrechtlichen Vorgaben
Projekte im Bereich der Demokratieforderung, Vielfaltgestaltung und Extremismuspra-
vention verlasslich unterstutzt werden. Im Zentrum steht dabei insbesondere die drin-
gend notwendige Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingungen und die damit
verbundene nachhaltige Absicherung der Fordermalinahmen. Dazu gehoéren u.a. auch
Malnahmen der zivilgesellschaftlichen Beratungs-, Praventions- und Ausstiegsarbeit,
des Empowerments von Betroffenengruppen und zum Schutz vor Angriffen fur Enga-
gierte.

Ziele einer gesetzlichen Regelung
Ziele einer gesetzlichen Regelung sollen insbesondere sein,

— einen gesetzlichen Auftrag des Bundes im Bereich der Demokratieforderung, Viel-
faltgestaltung und Extremismuspravention zu schaffen, auf Grund dessen sowohl
eigene MalRnahmen des Bundes als auch die Forderung des zivilgesellschaftlichen
Engagements vorgesehen werden konnen,

— eine angemessene Finanzierung in diesem Bereich nach Maligabe des jeweiligen
Haushaltsgesetzes sicherzustellen und
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allgemeine Fordervoraussetzungen festzuschreiben, die eine bedarfsorientierte,
langerfristige und altersunabhangige Férderung von MalRnahmen mit Uberregiona-
ler Bedeutung zur Demokratiestarkung, Extremismuspravention und Vielfaltgestal-
tung ermdoglichen.

Zur Umsetzung dieser Ziele soll ein Demokratiefordergesetz insbesondere die nach-
folgend dargestellten wesentlichen Regelungselemente enthalten.

Wesentliche Regelungselemente

1.

Schaffung einer gesetzlichen Grundlage fir den Bund

Der Bund soll gesetzlich ermachtigt werden, eigene MalRnahmen zur Demokra-
tieforderung zu ergreifen, zivilgesellschaftliche Vorhaben zu fordern, sowie die in
diesem Zusammenhang in Betracht kommenden Forderbereiche festzulegen.

Durch die Schaffung dieser gesetzlichen Grundlage fir MalRnahmen zur Starkung
der Demokratie, zur Pravention jeglicher Form von Extremismus und gruppenbe-
zogener Menschenfeindlichkeit sowie zur Vielfaltgestaltung sollen die dringend not-
wendige Verbesserung der rechtlichen Rahmenbedingungen und die damit ver-
bundene nachhaltigere Absicherung der entsprechenden MalRnahmen gewahrleis-
tet werden.

Der hiermit einhergehende Zuwachs an Planungssicherheit fir den Bund und die
Zivilgesellschaft soll es ermdglichen, mit dem Gesetz einen wirkungsvollen Beitrag
zur Forderung des wichtigen zivilgesellschaftlichen Engagements fur demokrati-
sche Werte sowie zur Gestaltung von Vielfalt zu leisten, der Entstehung demokra-
tiefeindlicher Phanomene und extremistischer Tendenzen frihzeitig entgegenzu-
wirken, Radikalisierungsprozesse rechtzeitig zu unterbrechen und umzukehren so-
wie wichtige Beratungsleistungen in diesem Themenfeld weiter auszubauen.

Gegenstand der Malinahmen mit gesamtstaatlicher Bedeutung sollen insbesondere
sein:

— die Aktivierung, Erhaltung, Forderung und Starkung demokratischer Werte und
Kultur, des demokratischen Bewusstseins sowie des Verstandnisses von Demo-
kratie, ihrer Funktionsweisen und ihrer Bedeutung fur die Freiheit,
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— die Vermittlung von Wissen Uber die Demokratie, ihre Verfahren und Institutio-

nen, politische Bildung und demokratisches politisches Handeln anzustof3en so-
wie Teilhabemdglichkeiten zu schaffen,

— die Verhinderung und Vorbeugung der Entstehung jeglicher Form von Extremis-

mus, Demokratiefeindlichkeit und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit so-
wie der damit verbundenen Diskriminierungen,

— die Bekraftigung des Grundgesetzes als Gegenentwurf zum Totalitarismus des

nationalsozialistischen Regimes, insbesondere das Eintreten auf allen Ebenen
gegen jede Form des Antisemitismus und Rassismus,

— die Gestaltung von gesellschaftlicher Vielfalt und die Férderung von Toleranz

und gegenseitigem Respekt sowie der Anerkennung von Diversitat,

— die Schaffung Uberregionaler Strukturen, die sicherstellen, dass Opfer von poli-

tisch und ideologisch motivierter Gewalt im gesamten Bundesgebiet qualitativ
hochwertige Unterstutzung und Beratung erhalten (u. a. durch Netzwerkbildung,
wissenschaftliche Begleitung oder Austausch) sowie

— die Schaffung Uberregionaler Strukturen, die sicherstellen, dass Personen, die

sich aus extremistischen Gruppen l6sen wollen, adaquate Unterstiutzung und
Beratung erhalten (u. a. durch Netzwerkbildung, wissenschaftliche Begleitung
oder Austausch).

Neben der Forderung von zivilgesellschaftlichen Projekten mit Uberregionaler Be-
deutung soll der Bund eigene MalRinahmen durchfihren. Hierzu gehort insbeson-
dere das Bereitstellen von Informationsangeboten und anderen Bildungsformaten
(z. B. Print- und Online-Publikationen), die Durchfihrung von Veranstaltungen so-
wie die Kooperation mit zivilgesellschaftlichen Organisationen. Die Angebote sollen
sich sowohl an die Allgemeinheit richten, um zum Beispiel das demokratische Be-
wusstsein zu fordern, als auch gezielt an den Bereichen der Demokratieforderung,
Extremismuspravention und politischen Bildung Tatige, um diese mit Fachinforma-
tionen zu versorgen und zu qualifizieren. Damit dies gelingt, soll der Bund mit den
Landern und den Kommunen sowie Bildungseinrichtungen und -tragern zusam-
menarbeiten. Die Bundeszentrale fur politische Bildung mit ihren Aktivitaten soll in
diese Zusammenarbeit mit einbezogen werden.
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2. Sicherstellung einer angemessenen Finanzierung nach MaRgabe des jeweili-

gen Haushaltsgesetzes

Ein Demokratiefordergesetz soll ein klares Bekenntnis zu einer angemessenen Fi-
nanzierung von Projekten mit Uberregionaler Bedeutung nach MaRRgabe des jewei-
ligen Haushaltsgesetzes enthalten.

Ein Rechtsanspruch auf Foérderung in finanzieller oder auch sonstiger Form soll
und kann durch ein derartiges Gesetz jedoch nicht begriindet werden. Vielmehr soll
auch weiterhin die jeweils zustandige Bewilligungsbehoérde aufgrund ihres pflicht-
gemalen Ermessens im Rahmen der verfigbaren Haushaltsmittel Gber eine For-
derung entscheiden. Dabei hat sie auch zu prifen, ob ein erhebliches Bundesinte-
resse im Sinne des § 23 der Bundeshaushaltordnung (BHO) vorliegt.

. Ermoéglichung einer bedarfsorientierten, langerfristigen und altersunabhan-

gigen Forderung

Um mehr Planungssicherheit zu gewahrleisten, soll durch ein Demokratieférderge-
setz eine bedarfsorientierte, langerfristige und altersunabhangige Forderung er-
moglicht werden.

Dadurch soll zum einen grundsatzlich sichergestellt werden, dass die von zivilge-
sellschaftlichen Tragern bereits aufgebauten und fachlich bewahrten Strukturen
aufrechterhalten und insbesondere auch weiterentwickelt werden kdnnen, um den
sich wandelnden gesellschaftlichen Herausforderungen gerecht zu werden. Zum
anderen sollen aber anders als bisher auch bedarfsorientierte Fordermalinahmen
mdglich sein, mit denen flexibel auf aktuelle Entwicklungen reagiert werden kann.

Die haushaltsrechtlichen und -technischen Einzelheiten der Forderung sollen in
nach dem Inkrafttreten des Gesetzes zu erlassenden Fdrderrichtlinien geregelt
werden.

. Festlegung des Adressatenkreises der Forderung und der Fordervorausset-

zungen

Gefordert werden sollen sowohl juristische Personen des offentlichen Rechts, als
auch jene des privaten Rechts, wobei die letztgenannten als steuerbegunstigt im
Sinne der Abgabenordnung anerkannt sein mussen.



R

Bundesministerium Bundesministerium
fur Familie, Senioren, Frauen des Innern
und Jugend und fiir Heimat

Zur Sicherstellung einer zweckentsprechenden Verwendung der Bundesmittel soll
das Gesetz vorsehen, dass die geférderten zivilgesellschaftlichen Akteurinnen und
Akteure die notige personliche und finanzielle Zuverlassigkeit bieten mussen. Es
ist zudem — wie schon bisher — selbstverstandlich, dass nur solche Mallhahmen
unterstutzt werden kdnnen, die eine den Zielen und Prinzipien des Grundgesetzes
forderliche Arbeit leisten.

. Ausfiuhrung des Gesetzes, Zusammenarbeit

Die aufgrund eines Demokratieférdergesetzes durchgefuhrten Malinahmen sollen
im Rahmen der jeweiligen Ressortverantwortung von den zustandigen Bundes-
oberbehorden (z. B. BAFzA oder BVA) umgesetzt werden. Die Aktivitaten der Bun-
deszentrale fur politische Bildung sollen dabei mit einbezogen werden.

Der Bundesregierung ist es wichtig, die Expertise der Zivilgesellschaft intensiv zu
nutzen. Der Austausch mit der Zivilgesellschaft im Bereich der Demokratieforde-
rung soll daher weiterhin sichergestellt und dort wo notig ausgebaut werden.

Ein regelmaliger Bund-Lander-Austausch der entsprechenden Behorden bzw. Ko-
ordinierungsstellen soll sicherstellen, dass Schwerpunkte, Ziele und Qualitatsstan-
dards von Forderungen im Rahmen der foderalen Aufgabenteilung kontinuierlich
abgestimmt und noch enger verzahnt werden.

. Wissenschaftliche Begleitung und Evaluierung der FordermaBnahmen

Die Wirksamkeit und Nachhaltigkeit der auf der Grundlage eines Demokratiefor-
dergesetzes durchgefihrten Malinahmen sollen — wie auch bisher — in Verantwor-
tung der jeweiligen Zuwendungsgeber durch eine unabhangige wissenschaftliche
Begleitung sichergestellt werden.

Diese soll die MalRnahmen nach wissenschaftlichen Kriterien und Verfahrenswei-
sen untersuchen sowie fachlich einordnen und bewerten.

. Berichterstattung an den Deutschen Bundestag

Es soll vorgesehen werden, dass die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag
einmal in jeder Wahlperiode einen Bericht Uber die Durchfuhrung und Wirksamkeit
der Malinahmen vorlegt, der auch Uber die Ergebnisse der wissenschaftlichen Be-
gleitung informiert.



	Diskussionspapier von BMFSFJ und BMI für ein  Demokratiefördergesetz 
	Ziele einer gesetzlichen Regelung 
	Wesentliche Regelungselemente 
	1. Schaffung einer gesetzlichen Grundlage für den Bund  
	2. Sicherstellung einer angemessenen Finanzierung nach Maßgabe des jeweili-gen Haushaltsgesetzes 
	3. Ermöglichung einer bedarfsorientierten, längerfristigen und altersunabhän-gigen Förderung 
	4. Festlegung des Adressatenkreises der Förderung und der Fördervorausset-zungen 
	5. Ausführung des Gesetzes, Zusammenarbeit 
	6. Wissenschaftliche Begleitung und Evaluierung der Fördermaßnahmen  
	7. Berichterstattung an den Deutschen Bundestag 





